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MDR-1513455-2026-12 Wien, 10. November 2026 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Einkommensteuergesetz 1988 und 

das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

geändert werden und ein Gesetz über die 

Zahlung eines staatlichen Startguthabens 

erlassen wird; 

Stellungnahme 

zu GZ: 2026-0.915.922  

  

 

 

 

 

Zu dem mit Schreiben vom 30. Oktober 2026 übermittelten Gesetzesentwurf wird seitens des Lan-

des Wien wie folgt Stellung genommen: 

 

Die mit dem im Betreff genannten Gesetzesentwurf verfolgte Zielsetzung, junge Menschen beim 

Aufbau finanzieller Eigenständigkeit zu unterstützen, wird ausdrücklich begrüßt. Die im Rahmen 

dieser Maßnahme vorgesehene steuerliche Begünstigung von Wertpapieren im Zukunftsdepot ist 

jedoch für die Länder und Gemeinden mit Einnahmenentfällen verbunden. 

 

Basierend auf der im Vorblatt enthaltenen Darstellung der finanziellen Auswirkungen würden sich 

aus der Verwirklichung dieses Vorhabens für Wien als Land und Gemeinde Mindereinnahmen wie 

folgt ergeben: 

 

• 2027: ca. EUR 0,24 Mio. 

• 2028: ca. EUR 0,79 Mio. 

• 2029: ca. EUR 1,18 Mio. 

• 2030: ca. EUR 1,18 Mio. 
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Das Land Wien fordert die Kompensation seines oben dargelegten Einnahmenentfalls und verlangt 

daher die Führung von Verhandlungen gemäß § 8 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 (FAG 2024). 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Patricia Sylvia Bukovacz, LL.M. 

Obersenatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 5 

(zu GZ: MA5-1513627-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 

 

##signaturplatzhalter## 
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